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Ziel erkannt –  
und nicht erreicht

Das neue Patientenrechtegesetz, das unter 
dem Titular „Gesetz zur Verbesserung der 
Rechte von Patientinnen und Patienten“ 
(BGBl. I, S. 277) am 20.02.2013 in Kraft 
getreten ist, beendet nach Ansicht der zu-
ständigen Bundesministerien für Gesund-
heit oder Justiz und Verbraucherschutz 
eine lang anhaltende Rechtsunsicherheit 
von Patienten, die sich bis dahin sehr häu-
fig allein über ein „Richterrecht“ in ihren 
Interessen gegen Ärzte oder Kliniken ver-
treten sahen (Quelle: Referat zur Rechts-
beratertagung bei der Bundesärztekam-
mer 03/2013, B. Nellen, Bundesministe-
rium für Gesundheit).

Über die Kodifizierung des Behand-
lungs- und Arzthaftungsrechts im Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) sollte nach 
dem politischen Willen der Bundesregie-
rung eine Stärkung der Rechte gegenüber 
Leistungsträgern und der Versicherten-
rechte bei Behandlungsfehlern sowie zeit-
gleich eine Förderung der Fehlervermei-
dungskultur und des Patientenschutzes 
erreicht werden.

Deutschland verfügt über ein sehr 
leistungsfähiges Gesundheitssystem mit 
mehr als 348.000 berufstätigen Ärzten. 
Trotz der dokumentierten Leistungsfähig-
keit und einer hohen Behandlungsqualität 
werden zunehmend Kritiken an Ärzten 
formuliert, die in der Folge auch zu ver-
mehrten gerichtlichen Auseinanderset-
zungen führen. Die Anästhesiologie und 
die operative Medizin werden ihre her-
ausgehobene Stellung zur Sicherung des 
Vertrauensverhältnisses zwischen Arzt 
und Patient zukünftig nur weiter auf-
rechterhalten können, wenn sie eben-
falls über Defizite im Behandlungsalltag, 
die von der Nichtbeachtung von Behand-
lungswünschen über Versagung der Ein-

sicht in die Behandlungsdokumentation 
bis hin zu Fehlern bei der Behandlung rei-
chen, transparent und eindeutig kommu-
nizieren.

Herr Professor Ulsenheimer weist in 
seiner hervorragenden Abhandlung zum 
„Patientenrechtegesetz – Konsequenzen 
für die ärztliche Heilbehandlung“ in der 
vorliegenden Ausgabe von Der Anaesthe-
sist schon am Anfang auf die Bedeutung 
des Facharztstandards hin. Genau die-
ser wird jedoch – wie viele andere Aspek-
te des Rechtsverhältnisses zwischen Arzt 
und Patient – weiterhin im neuen Gesetz 
nicht spezifiziert oder genügend klar aus-
geführt, um zukünftigen Konflikten eine 
eindeutige Argumentationsrichtung zu 
geben. Der Gesetzgeber ist mit der vorge-
legten Neuregelung und den beigefügten 
Auslegungserläuterungen seinen eigenen 
Ansprüchen nach mehr Transparenz und 
Übersichtlichkeit nicht gerecht geworden. 
Dies ist umso bedauerlicher, da das Ge-
setz dennoch neue Regelungen enthält, 
die Konkretisierungen beinhalten und 
auch Hilfestellungen geben, wie z. B. in 
der Frage der Aufklärung über Behand-
lungsalternativen oder der Dokumenta-
tionspflicht und der Beweislastumkehr. 
Der Beitrag von Herrn Professor Ulsen-
heimer klärt hierzu eindrücklich auf und 
verweist darauf, dass die Rechtsprechung 
wohl auch zukünftig ein „Dreh- und An-
gelpunkt“ des ärztlichen Haftungsrechts 
sein wird. Gerade deshalb muss es uns 
Ärzten ein zentrales Anliegen sein, über 
die eigenverantwortliche Bestimmung 
und Umsetzung von Behandlungsqua-
lität, die Implementierung einer Kultur 
zur Fehlermeldung und -vermeidung so-
wie über eine offene Kommunikation da-
für zu sorgen, die Gerichte so wenig wie 

möglich über unser Tun bzw. Unterlassen 
mitentscheiden zu lassen.
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